
Bei der Gemeinderatswahl am 22. März geht es um 
viel! Es geht um Mieten, die sich alle leisten können, 
um billigere Kinderkrippen, um die S-Bahn nach Tro-
faiach und um billigere Gebühren für Müll, Wasser und 
Kanal.

Es geht um Viel!
Die Bürgermeisterpar-

tei sagt, die KPÖ wäre eine 
„Nein-Sager”-Partei. Gleich-
zeitig hat die Bürgermeister-
partei während der letzten 
Jahre dutzende Anträge und 
Vorschläge der KPÖ, die 
das Leben der Trofaiacher 
Bevölkerung verbessern 
sollten, niedergestimmt.

Eines stimmt: Wenn es 
um Belastungen für die Tro-

faiacher Bevölkerung geht, 
sagt die KPÖ konsequent 
„Nein”!

Der Trofaiacher Gemein-
derat hat 31 Mitglieder, die 
KPÖ hat fünf Mandate. Ga-
bi Leitenbauer ist auch als 
Vizebürgermeisterin in der 
siebenköpfi gen Stadtregie-
rung, dem Stadtrat, vertre-
ten. 

Damit Gabi Leitenbauer 
Vizebürgermeisterin bleibt

Erst seit dem Einzug der 
KPÖ in den Stadtrat, dessen 
Sitzungen für Zuhörer nicht 
zugänglich sind, wird die 
Bevölkerung über die dort 
gefaßten Beschlüsse durch 
die Zeitung „Trofaiacher 

Nachrichten„ informiert. 
Vorher war die SPÖ hier un-
ter sich.

 Um weiterhin als Vize-
bürgermeisterin im Stadtrat 
vertreten zu sein, braucht 
Gabi Leitenbauer Ihre Hil-
fe. Bitte denken Sie am 22. 
März daran!
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Ergeht an jede 
Postabgabestelle in Trofaiach

REGIONALMEDIUM

Eine geringfügige Erweiterung bei den Anspruchsberech-tigten der „Trofaiach plus Card“ und eine weitere kleine Vergünstigung bei der „Plus Card“, nun sind Besitzer der Karte auch von der Jahresgebühr bei der Stadtbibliothek be-freit, wurden im Gemeinderat einstimmig beschlossen. 

Fortsetzung umseitig

Aus dem Trofaiacher Gemeinderat – Sitzung vom 29. SeptemberStadtwerke: Rekordgewinn, aber kein Geld für Energiegutscheine für die Ärmsten

Wir kaufen
Ihr Gold!

… weil gute Geschäfte Vertrauenssache sind:
Antiquitäten Jahrbachergratis Auskunft 0664/33 82 716Direkt in Leoben beim Schwammerlturm www.jahrbacher.at

• sofort gegen Bargeld
• unbürokratisch
• zum Tageshöchstpreis
Schmuck, Münzen, Barren, Uhren Zahngold, beschädigte Gegenstände, …

Auch Verpfändungmöglich!

Mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP, FPÖ und Grünen wurde die Streichung der bisher gewährten Energie-gutscheine von 20 Euro für „Trofaiach Plus Card“ Be-sitzer ab 2017 abgesegnet. Dagegen protestierte einzig die KPÖ. Vizebürgermeiste-rin Gabi Leitenbauer: „ Bei einem Gewinn von mehr als 1,2 Millionen Euro können sich dich Stadtwerke einen 20 Euro-Gutschein, den sowieso 

nur die Ärmsten bekommen, angeblich nicht mehr leisten. Das ist ein Hohn! In Summe geht es dabei um nicht mehr als ca. 10.000 Euro im Jahr für rund 500 Trofaiache-rinnen und Trofaiacher. Das ist für uns nicht nachvollzieh-bar! Noch dazu wo die Stadt-werke Trofaiach sowieso zu den teuersten Stromanbietern österreichweit zählen.“
Zu Beginn der Sitzung wurde eine neue Gemein-

derätin angelobt. Marion Haindler (SPÖ) folgt Man-fred Aichmaier.

Freibad auch in den 
kommenden Jahren länger offen

Das Freibad wird auch in Zukunft immer bis zum Ferienende offen haben. Ei-nen dahingehenden Antrag hatte die KPÖ in der Ge-meinderatssitzung im März gestellt. Daraufhin hatte das Bad heuer zum ersten Mal bis zum Schulanfang geöffnet. Die Auswertung habe, so Bürgermeister Ma-rio Abl (SPÖ), gezeigt, daß 

viele Besucher die Tage bis zum Ferienende nutzten.  

Unmut durch Reduzierung der Glascontainer

Vizebürgermeister in  Gabi Leitenbauer brachte erneut den Ärger von Teilen der Bevölkerung über die enorme Reduzierung der Glassammelcontainer zur Sprache: „ Es kann nicht sein, daß jetzt manche Bewohner kilometerweit gehen müssen, nur um ihr Altglas entsorgen zu können.“ Nachdem ihr in der Stadtratssitzung im Sep-tember vom dafür zuständi-gen  Vizebürgermeister Al-fred Lackner (SPÖ) zugesagt wurde, bei den Sammelstel-len nach zu justieren, wollte sie von ihm nun wissen, bei welchen Sammelstel-
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Ergeht an jede  
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Trofaiacher Stadtrat entmachtet sich selbst  Seite 9
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schienengebundene S-Bahn Seite 13
Teure Bürgermeister-Werbung 
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Ein Weggrundstück in Windischbühel, welches zu den 

Häusern 49 und 54 bis 66 führt, wurde im Jahr 1998 laut 

Gemeinderatsbeschluß der damaligen Gemeinde Gai ins 

öffentliche Gut übernommen. Jetzt will die Gemeinde Tro-

faiach dieses Grundstück umwandeln: von einer Gemeinde-

straße in einen öffentlichen Interessentenweg. 

Fortsetzung umseitig

Lesen Sie Seite 22

So kann man mit der Bevölkerung 
von Gai nicht umgehen!

Wir kaufen
Ihr Gold!

… weil gute Geschäfte Vertrauenssache sind:

Antiquitäten Jahrbacher
gratis Auskunft 0664/33 82 716
Direkt in Leoben beim Schwammerlturm 
www.jahrbacher.at

• sofort gegen Bargeld
• unbürokratisch
• zum Tageshöchstpreis

Schmuck, Münzen, Barren, Uhren 
Zahngold, beschädigte Gegenstände, …

Auch Verpfändungmöglich!

www.jahrbacher.com
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Aus dem Trofaiacher Gemeinderat – Sitzung vom 28. September 

Grund dafür sei, so die 
Argumentation der SPÖ, 
daß in der seinerzeitigen 
Gemeinderatssitzung in Gai 
ebenfalls beschlossen wur-
de, die Interessenten und 
Anrainer am gegenständ-
lichen Weggrundstück zu 
einer öffentlich rechtli-
chen Weggenossenschaft 
zusammenzufassen. Diese 
Umwandlung des Weges 

in einen öffentlichen Inte-
ressentenweg habe jedoch 
nie stattgefunden. Nun soll 
diese Umwandlung nachge-
holt werden. Außerdem, so 
die SPÖ, sei das öffentliche 
Interesse an diesem Weg äu-
ßerst gering.

KPÖ-Vizebürgermeiste-
rin Gabi Leitenbauer: „Herr 
Bürgermeister, so kann man 
mit der Bevölkerung von Gai 

nicht umgehen! Die Um-
wandlung von einer Gemein-
destraße zu einem öffentlich 
rechtlichen Interessentenweg 
bringt für die Bewohner dort 
große Nachteile, sei es in der 
Erhaltung der Straße oder der 
Haftung. Man kann nicht mit 
Gai und Hafning fusionieren, 
eine riesen Fusionsprämie und 
viel mehr an Ertragsanteilen 
kassieren und dann den Be-
wohnern sagen, Eure Straßen 
zahlt ihr aber großteils selbst. 
Das ist unehrlich!“ 

Leitenbauer konfron-
tierte den Bürgermeister 
auch mit der Aussage der 
Anrainer, daß ein rechts-
kräftiger Beschluß des Ge-

meinderates Gai über eine 
Umwandlung dieses Weges 
in einen öffentlichen In-
teressentenweg  aus guten 
Gründen nie existiert habe. 
Leitenbauer: „Bist Du Dir 
sicher, daß dieser Beschluß 
heute, diese Straße gegen den 
Willen der betroffenen Anrai-
ner in einen öffentlichen In-
teressentenweg umzuwandeln 
rechtlich korrekt ist? Meines 
Wissens wurde das Grund-
stück vom seinerzeitigen  
Eigentümer an die Gemeinde 
Gai für den Ausbau der Orts-
kanalisation verschenkt; al-
lerdings unter der Bedingung, 
daß die Gemeinde für die 
Erhaltung des Grundstückes 
aufkommt.“

Bürgermeister Abl 
schloß eine rechtliche Un-
korrektheit aus. Abl: „Es wä-
re mir nichts lieber, als wenn 
wir zu diesem und zum näch-
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Damit  Gabi Leitenbauer
Vizebürgermeisterin bleibt

Klein, aber mit Biß

Fortsetzung umseitig

Neue Abfallabfuhrordnung – keine Müllgebührensenkung

Wir kaufenIhr Gold!

… weil gute Geschäfte Vertrauenssache sind:Antiquitäten Jahrbachergratis Auskunft 0664/33 82 716Direkt in Leoben beim Schwammerlturm www.jahrbacher.at

• sofort gegen Bargeld• unbürokratisch
• zum Tageshöchstpreis
Schmuck, Münzen, Barren, Uhren Zahngold, beschädigte Gegenstände, …

Auch Verpfändungmöglich!

Der KPÖ stellte den Antrag, die Müllgebühren generell deutlich zu sen-ken und einige zusätzliche Änderungen in die Verord-nung aufzunehmen. KPÖ-Gemeinderat Georg Erkin-ger: „Wir begrüßen natürlich, 

daß unsere Anregung kleinere Müllbehälter für kleine Haus-halte anzubieten, aufgegriffen wurde. Diese Maßnahme al-lein ist jedoch zu wenig. Ab einem Drei-Personenhaushalt gibt es keine Möglichkeit mehr kleinere Müllbehälter 

Mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP, FPÖ und Grünen  wurde die Abfallabfuhrordnung neu beschlossen. Ge-genüber der alten Ordnung gibt es eine wesentliche Änderung: Für Ein- bzw. Zwei-Personenliegenschaften besteht jetzt die Möglichkeit einer gebührenmindernden Sacksammlung. Damit wurde eine Forderung der KPÖ erfüllt. Alle anderen Gebühren werden nicht verändert! Im Gegenteil: Mit 1.1.2019 werden die Gebühren wie-der indexmäßig erhöht.

Aus dem Trofaiacher Gemeinderat - Sitzung vom 27.September 2018

zu bekommen und damit eine Gebührensenkung. Wenn es keine Möglichkeit zur Vermin-derung der Müllgebühren gibt, wird sich auch die Begeiste-rung für eine Restmüllredu-zierung in Grenzen halten“. Erkinger verwies auch auf die Ungerechtigkeit, daß es in Hafning und Gai noch immer etliche Liegenschaf-ten gäbe, die von der Müll-abfuhr nicht angefahren werden. Die KPÖ forderte, diesen Liegenschaften zu-mindest die monatliche Grundgebühr zu erlassen, wie das in Hafning vor der Fusion üblich war.

ÖVP-Stadtrat Erich Temmel nannte die For-derung nach Müllgebüh-rensenkung populistisch und sprach sich dagegen aus, den Bewohnern, deren Müll von der Müllabfuhr nicht abgeholt wird, die Grundgebühr zu erlassen. Auch Bürgermeister Ma-rio Abl und Finanzstadt-rat Peter Marschnig (beide SPÖ) sehen keinen finan-ziellen Spielraum für einer Gebührensenkung. KPÖ-Vizebürgermeisterin Gabi Leitenbauer: „Warum soll eine Gebührensenkung nicht 
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Sie Stur für
Gerechtigkeit

In der letzten Ausgabe un-
serer Zeitung fragten wir 
unsere Leserinnen und Le-
ser ob Sie mit den Busver-
bindungen in der Nordsied-
lung zufrieden sind. Aus ei-
nigen Zuschriften möchten 
wir zitieren.

„Wir würden uns freuen, 
wenn die Busverbindung am 
Samstag wieder so läuft wie 
früher.”
H.S., 8793 Trofaiach

„Die Busverbindung nach 
Norden sollte auch am Sams-
tag wie am Sonntag funktio-
nieren.“ 
K.K., 8793 Trofaiach

„Die Busse sollten auch am 
Samstag so fahren wie sonn-
tags.“
E.N., 8793 Trofaiach

„Ich habe mich schon sehr 
oft wegen schlechter Busver-
bindungen am Samstag geär-
gert. Ich bin nicht mehr die 
Jüngste...”
I.K., 8793 Trofaiach

„Unsere Nordsiedlung ist in 
jeder Hinsicht ein Stiefkind, 
die Westsiedlung wird schon 
immer bevorzugt!  Von der Ge-
meinde kommt keine Hilfe!“
F.W., 8793 Trofaiach

Bessere Busanbindung 
 für die Nordsiedlung?
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Die Kinderkrippe in 
der Rebenburggasse bietet 
ab dem Kindergartenjahr 
2020/2021 neben einer 
Halbtagesbetreuung nun 
auch eine ganztägige Be-
treuung an. Dafür werden 
Adaptierungsarbeiten für 
den Kindergarten notwen-
dig: Auftragsvergaben von 
insgesamt 50.340 Euro wur-

Aus dem Trofaiacher Stadtrat – Sitzung vom 3. März 2020

Schlechter Straßenzustand in Gimplach
Vizebürgermeisterin Gabi Leitenbauer machte auf den 
schlechten Straßenzustand im Gimplach aufmerksam. 
Auch die Löcher in der Gimplach-Straße werden immer 
größer, so Leitenbauer. Sie wollte vom Bürgermeister wis-
sen, wie lange die Anrainer noch auf eine Sanierung war-
ten müssen. Bürgermeister Abl sagte Leitenbauer zu, die 
Behebung der Schäden gleich nach der Frostperiode in 
Auftrag zu geben.

den in Direktvergaben be-
schlossen.

Freibad-Buffetterasse wird 
vergrößert

Die Buffetterasse ist oft 
überlastet, nun wird sie et-
was vergrößert. 5.150 Euro 
wurden dafür freigegeben. 
Die Ölheizung im ehema-

ligen Gemeindeamt Haf-
ning wird gegen eine Pellet-
sheizung ausgetauscht, die 
Auftragsvergabe in Höhe 
von 19.500 Euro wurde be-
schlossen. 

Diese Beschlüsse wurden 
einstimmig gefaßt.

Umstrittene Direktvergaben
Bei vielen Auftragsverga-

ben für Bau- und Straßen-
sanierungsarbeiten wurde 
in den letzten Jahren per 
Direktvergabe meistens nur 
eine einzige Firma beauf-
tragt, ohne weitere Ange-
bote einzuholen. Der Bür-
germeister berief sich dabei 
immer wieder auf ein vor 
mehreren Jahren erstelltes 

Angebot dieses Unterneh-
mens als Bestbieter im Rah-
men des Jahresbauvertrages 
2017/2018. Seitdem gibt es 
keine neue Ausschreibung 
des Jahresbauvertrages. Vi-
zebürgermeisterin Gabi 
Leitenbauer befürchtet des-
halb, daß die Vorgangsweise 
der Gemeinde hier rechtlich 
nicht korrekt sei. Außerdem 
könne sich die Gemeinde 
bei einer Neuausschreibung 
möglicherweise viel Geld 
sparen. Da geht es um hun-
derttausende Euro allein im 
letzten Jahr. 

Leitenbauer sah sich des-
halb gezwungen, gegen die 
Beauftragung dieses Unter-
nehmens per weiterer Di-
rektvergabe zu stimmen.

Andere Trofaiacher Fir-
men schauen durch die 
Finger und werden bei 
Ausschreibungen oft nicht 
einmal eingeladen. Sol-
che Ungerechtigkeiten und 
Freunderlwirtschaft brachte 
die KPÖ immer wieder zu 
Sprache.

Auch gegen eine offenbar 

 Freunderlwirtschaft und Preisabsprachen
Seit langem gibt es bei vielen Bauaufträgen der Gemein-
de Direktvergaben ohne Ausschreibungen. Viele Auf-
träge gingen an die Privatfirma von SPÖ-Gemeinderat 
Karl Pöschlmayer oder an die Firma des Ehemannes von 
ÖVP-Gemeinderätin Astrid Zeiler. Offenbar existiert ein 
„erlauchter“ Kreis ausgewählter Firmen, die regelmäßig 
Aufträge erhalten.  

manipulierte Anbotslegung 
bei der Ausschreibung des 
Großauftrages zum Umbau 
der alten Musikschule hat 
einzig die KPÖ Widerstand 
geleistet. Der Auftrag an 
den Generalunternehmer 
wurde trotzdem mit den 
Stimmen von SPÖ und ÖVP 
vergeben. Erst Tage danach, 

als die KPÖ aufgrund dieser 
ungeheuerlichen Vorgangs-
weise erneut protestierte, 
wurde die Auftragsvergabe 
storniert und eine neue Aus-

schreibung angekündigt. 
Bürgermeister Abl lehnte es 
ab, eine Untersuchung die-
ser Manipulationen durch-
führen zu lassen.

Die KPÖ bietet  
Ihnen eine kostenlose Mieterberatung.

Ort: Pestalozzistraße 93, 8700 Leoben
Interessenten werden gebeten, sich unbedingt telefonisch anzumelden:

038 42/ 22 6 70

KOSTENLOSE MIETER BERATUNG

Achtung Querverbindungen!
Baumeister Gerhard Zeiler ist der Gatte von ÖVP-Ge-
meinderätin Astrid Zeiler. Gerhard Zeiler ist aber auch 
Geschäftsführer der Firma „baudesign+technik“. Diese 
Firma gehört SPÖ-Gemeinderat Karl Pöschlmayer. Pösch-
lmayer ist auch Vorsitzender des Bau- und Stadtentwick-
lungsausschusses im Trofaiacher Gemeinderat. Zudem 
sitzt er für die SPÖ im Prüfungsausschuß der Gemeinde. 
Für die ÖVP sitzt dort wiederum Astrid Zeiler. Und die 
Obfrau des Prüfungsausschusses ist Grün-Gemeinderätin 
Eveline Neugebauer – sie ist die Schwester von SPÖ-Mann 
Karl Pöschlmayer.
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K O M
M E N
T A R
Wer dieser Tage die Pres-

sekonferenz der Lan-
des-SPÖ zum Auftakt der Ge-
meinderatswahl verfolgt und 
sich inhaltliche Aussagen er-
wartet hat, wurde enttäuscht.  
Der allgemeine Politsprech 
dreht sich leider nur mehr um 
inhaltsleere Phrasen! 
Dabei unterscheidet sich 
die SPÖ kaum mehr von der 
ÖVP. Das liegt daran, daß 
die Mainstream-Politik heute 
austauschbar geworden ist. 
Grundkonstante dieser Poli-
tik ist neoliberale Deregulie-
rung, weitere Umverteilung 
von unten nach oben und das 
Umsetzen von EU-Vorgaben. 
Nachgebetet wird, was Un-
ternehmensberater und soge-

Helfen statt  
abkassieren!

nannte „Experten“ vorgeben. 
Das gilt von der großen Po-
litik bis in die Gemeindestu-
ben. Kritik an diesem Kurs 
wird immer seltener.
Auch damit hat die steigende 
Politikverdrossenheit zu tun. 
Immer mehr Menschen ha-
ben diese Phrasen satt und 
wünschen sich von der Politik 
konkrete Antworten auf ihre 
Probleme. 
Dabei haben steigende Mie-
ten, zunehmende „Wild-
West-Methoden” in der Ar-
beitswelt, stagnierende Löhne 
und Gehälter vor allem bei 
den unteren Einkommen oder 
ein Gesundheitssystem, das 
immer mehr vom Geldbeu-
tel abhängig ist, genau mit 

dieser Mainstream-Politik zu 
tun. 
Die KPÖ will anders sein! Sie 
spricht Dinge an, die vielen 
Menschen unter den Nägeln 
brennen. Daraus leitet sie 
ihre politischen Forderungen 
ab. In den Gemeindestuben 
genauso wie im Landtag: 
Erhalt der Spitalsstandorte, 
einen Gebührenstopp bei den 
Betriebskosten und eine Re-
gulierung der Mieten damit 
auch Familien mit kleinen 
Einkommen sich das Woh-
nen wieder leisten können. 
Sie spricht die teils viel zu 
teuren Kinderbetreuungsein-
richtungen ebenso an, wie 
vielfache Geldverschleude-
rung für sinnlose Prestige-

projekte. Besonders wichtig 
ist für unsere Mandatarinnen 
und Mandatare, daß sie die 
sprichwörtliche Bodenhaf-
tung behalten. Deswegen  gibt 
es bei der KPÖ eine Gehalto-
bergrenze von 2.300 Euro. 
Wer aus einem Politeinkom-
men mehr verdient, liefert es 
an unseren Sozialfonds ab.
„Helfen statt abkassieren“ 
lautet das Motto!

Gabi Leitenbauer
KPÖ-Vizebürgermeisterin

Tel. Büro 03842/ 22670

Erinnern Sie sich? Die 
Schwarz-Blaue Regierung 
versprach, daß die Zentra-
lisierung der Gebietskran-
kenkassen zu einer einzigen 
Gesundheitskasse den Ver-
sicherten eine Milliarde an 
Kosten sparen würde – die 
sogenannte „Patientenmil-
liarde“. Herausgekommen 
ist, wovor viele gewarnt ha-
ben: das glatte Gegenteil. 
Die Kosten der Zentralisie-
rung laufen aus dem Ruder. 
Statt plus eine Milliarde, mi-
nus 1,7 Milliarden bis 2024! 
Den Versicherten könnte 
das bald teuer zu stehen 
kommen. 

Sozialminister Rudolf 
Anschober antwortete kürz-
lich auf eine parlamenta-
rische Anfrage, daß die Fu-
sionskosten bei der Gesund-

heitskasse alleine heuer ein 
Minus von 175,3 Millionen 
Euro ausmachen. Bis 2024 
summiert sich das Minus 
gar auf 1,7 Milliarden Eu-
ro. Vor der Reform im Jahr 
2018 machten die einzelnen 
Gebietskrankenkassen noch 
ein Plus von 111 Millionen 
Euro.

Jetzt will die neu ein-
gesetzte Führung der ÖGK 
„den Gürtel enger schnal-
len“. Das könnten die Ver-
sicherten sehr bald zu spü-
ren bekommen. KPÖ-LAnd-
tagsabgeordneter Werner 
Murgg: „Den Versprechungen, 
daß es zu keinen Beitragserhö-
hungen, Selbstbehalten oder 
Leistungskürzungen kommen 
wird, ist wohl ebenso wenig zu 
trauen, wie der  versprochenen 
Patientenmilliarde, die sich in 
Luft aufgelöst hat.“ 

 Gesundheitskasse: 
   Der große Schwindel   
 von ÖVP und FPÖ

Zusätzlich hat er ein Ge-
halt als Spitzenbeamter der 
Gemeinde. Er ist immer 
noch für das Gemeindeper-
sonal zuständig, obwohl 
schon vor Jahren eine eige-
ne Personalmanagerin auf-
genommen wurde. Gleich-
zeitig ist Bürgermeister Abl 
Aufsichtsratsvorsitzender 
der Trofaiacher Stadtwerke.

KPÖ-Vizebürgermeiste-
rin Gabi Leitenbauer hat 
den Bürgermeister darauf 
hingewiesen, daß sogar der 
Obmann des Gemeinde-
bundes eine schiefe Optik 
ortet, wenn Bürgermeister 

zwei hohe Gemeindege-
hälter beziehen. Mit dieser 
Kritik konfrontiert, meinte 
Abl, beide Gehälter stünden 
ihm zu. Abgehobene Gehäl-
ter führen zu abgehobener 
Politik.

Um möglichst vielen 
ihrer Gemeinderäte ein be-
zahltes Amt zu sichern, hat 
die SPÖ zusätzlich zu ihren 
bezahlten Ausschußobleu-
ten weitere bezahlte SPÖ-
Referenten eingeführt. Von 
18 SPÖ-Gemeinderäten kas-
sieren demnach schon 13 
einen monatlichen Bezug, 
14-mal im Jahr.

Privilegienritter
Während Löhne, Gehälter, Pensionen und Arbeitslosen-
geld oft weit hinter der Geldentwertung zurück bleiben, 
gehen die Uhren bei unserem Bürgermeister anders.
Bürgermeister Mario Abl bezieht zwei saftige Vollzeitge-
hälter. Als Bürgermeister verdient er 6.819 Euro brutto 
14-mal im Jahr. 
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Aus der Mitte des Lebens
Kandidatinnen und Kandidaten für den Trofaiacher Gemeinderat

Gabi Leitenbauer 
Vizebürgermeisterin

„Vieles was in unserer Stadt 
passiert ist ungerecht und oft 
auch rechtlich bedenklich. Wir 
zeigen auf, was andere ver-
heimlichen wollen!“

Dr. Christian Weiß 
Verfahrenstechniker

„Gerade in der Raumordnung 
ist es immens wichtig die 
Interessen der betroffenen 
Bevölkerung zu vertreten. Un-
überlegte Umwidmungen füh-
ren oft zu großen Nachteilen 
für die Anrainer.“

Bernd Kaufmann 
Landwirt, parteilos

„Viele Bürger der ehemaligen 
Gemeinden Gai und Hafning 
fühlen sich zu Recht benach-
teiligt. Durch die Gemeinde-
fusion fließt zwar erheblich 
mehr Geld ins Gemeindebud-
get, trotzdem sind dort viele 
Straßen in einem schlechten 
Zustand und einige Siedlungen 
haben noch nicht einmal eine 
öffentliche Beleuchtung!“

Astrid Högler 
Pensionierte Pflegehel-
ferin, parteilos

„Ich kandidiere für die KPÖ, 
weil sie sich für Kinderbetreu-
ungseinrichtungen einsetzt, 
die sich alle Eltern leisten 
können. Die Kinderkrippen 
in unserer Stadt sind viel zu 
teuer.“ 

DI Katharina Varadi-
Dianat, Bäuerin, Agrar-
ingenieurin

„Ich kandidiere für die KPÖ 
weil sie Bürgerinitiativen un-
serer Bevölkerung immer aktiv 
unterstützt hat. Sei es bei der 
Verhinderung eines Golfplatzes 
im Naherholungsgebiet, eines 
Krematoriums mitten im Sied-
lungsgebiet oder im Zusam-
menhang mit den jahrelan-
gen Belastungen der Anrainer 
durch eine Kompostieranlage.“

Helmut Edlinger 
Pensionist

„Die meisten Politiker wissen 
nicht, wie es ist, mit 1.500 Euro 
oder weniger über die Runden zu 
kommen. Unser Bürgermeister ist 
da mit seinem Spitzenjob auf der 
Gemeinde plus Bürgermeister-
gehalt keine Ausnahme. Schluß 
damit!“ 

Manfred Rössler 
Operationsgehilfe

„Ich kandidiere für die KPÖ, 
weil sie drauf schaut, daß sich 
auch Trofaiacher mit kleine-
ren Einkommen das Wohnen 
leisten können. Obwohl die 
Stadtwerke enorme Gewinne 
schreiben, werden die Wasser-, 
Kanal- und Müllgebühren Jahr 
für Jahr erhöht.“ 

Patrick Pirner 
Werksarbeiter, partei-
los

„Einzig die KPÖ hat im Ge-
meinderat nein gesagt, als 
öffentliche Straßen im ehe-
maligen Gemeindegebiet von 
Gai zum Nachteil der dortigen 
Bewohner in öffentliche  
Interessentenwege umgewan-
delt wurden.“
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Aus der Mitte des Lebens
Kandidatinnen und Kandidaten für den Trofaiacher Gemeinderat

Renate Pontesegger
Pensionistin, parteilos

„Egal ob  Mieterberatung oder 
andere Anliegen der Trofaia-
cherinnen und Trofaiacher; die 
Mandatarinnen und Manda-
tare der KPÖ haben immer ein 
offenes Ohr für unsere 
Bevölkerung!“

Mag. Winni Hofer
Pensionierter AHS-
Lehrer

„Ich kandidiere für die KPÖ, 
weil ich mich nicht damit ab-
fi nden will, daß die S-Bahn 
um Trofaiach weiterhin einen 
großen Bogen macht. Wenn 
unsere Gemeinde den Klima-
wandel wirklich ernst nimmt, 
muß eine S-Bahn endlich 
auch in unsere Stadt geführt 
werden.“ 

Franz Fuchslueger
Baumeister, parteilos

„Die KPÖ ist die einzige Kraft 
im Gemeinderat, die gegen 
rechtliche Widersprüche auf-
tritt. Seien es Verstöße im 
Zusammenhang mit den Be-
gegnungszonen am Roßmarkt 
und in der Hauptstraße oder 
das Aufzeigen von Gefällig-
keitsgutachten.“

...  und weitere engagierte 
Trofaiacherinnen 
und Trofaiacher

1. Gabi Leitenbauer, Vizebürgermeisterin
2. DI Dr. Christian Weiß,Verfahrenstechniker
3. Bernd Kaufmann, Landwirt, parteilos
4. Astrid Högler, pensionierte Pfl egehelferin, parteilos
5. Manfred Rössler, Operationsgehilfe
6. Patrick Pirner, Werksarbeiter, parteilos
7. DI Katharina Varadi-Dianat, Bäuerin, 

Agraringenieurin
8. Helmut Edlinger, Pensionist
9. Barbara Sagadin, Angestellte, parteilos
10. Gottfried Göschl, Angestellter, parteilos
11. Mag. Winni Hofer, pensionierter AHS-Lehrer
12. Heidemarie Kaufmann, Pensionistin, parteilos
13. Renate Pontesegger, Pensionistin, parteilos
14. Edith Hofer, zahnärztliche Assistentin
15. Werner Edlinger, Pensionist
16. Margaretha Leitenbauer, Pensionistin
17. Franz Fuchslueger, Baumeister, parteilos

LISTE 5 – 
GABI LEITENBAUER

Impressum: Herausgeber, Hersteller: KPÖ-Steiermark, Lagergasse 98a, 8020 Graz; Tel.: +43 (0)316 712479, Email: a.fuchs@kpoe-steiermark.at

Gebührensenkungen  
für Kanal, Wasser & Müll

S-Bahn-Anbindung für Trofaiach

Transparente 
Gemeindefinanzen

Billigere 
Elternbeiträge
für Kinderkrippen

Wir sagen JA zu:

STUR FÜR GERECHTIGKEIT       KPÖ     

Impressum: Herausgeber, Hersteller: KPÖ-Steiermark, Lagergasse 98a, 8020 Graz; Tel.: +43 (0)316 712479, Email: a.fuchs@kpoe-steiermark.at

Wir sagen JA: 

Gebührensenkung
Kanal, Wasser, Müll

S-Bahn 
für Trofaiach

Billigere Elternbeiträge 
für Kinderkrippen

Nachvollziehbare Gemeindebudgets

Stur für Gerechtigkeit



6 TROFAIACHER NACHRICHTEN

Gemeinderatsperiode 2015 bis 2020: Ein Rückblick
Runter mit den Wasser-, Kanal-  
und Müllgebühren
Seit dem unsere Stadtwer-
ke zur Hälfte an Judenburg 
verkauft wurden, stiegen 
die Gebühren für Wasser, 
Kanal, Müll, Strom und die 
Bestattung teils beträcht-
lich. Die Müllgebühren 
sind teilweise doppelt so 
hoch wie in Leoben. Die 
KPÖ hat durchgesetzt, 
daß für Ein- und Zwei-Per-
sonenhaushalte kleinere 
Müllbehälter eingeführt 
und die Gebühren dadurch 
billiger wurden. Trotz Re-
kordgewinnen der Stadt-
werke lehnen SPÖ, ÖVP 
und Grüne unsere Anträge nach einer Gebührensenkung 
immer ab.

Kein Verkehrskonzept
In Trofaiach gibt es 
Wohnsiedlungen, 
in denen Anrainer 
schon seit langem 
unter der gestie-
genen Verkehrsbe-
lastung leiden. So 
auch in der Berg-
manngasse. Die 
KPÖ fordert seit 
Jahren die Erstel-

lung eines Verkehrskonzeptes, um den lärmgeplagten Be-
wohnern wieder mehr Lebensqualität zu sichern. 
Auch in Gausendorf beschweren sich Bewohner über den 
immer weiter zunehmenden Verkehr. 
Trotzdem wurden kürzlich von SPÖ, ÖVP und FPÖ weitere 
3.000 Quadratmeter Freiland zu Bauland umgewidmet und 
die berechtigen Einsprüche der Anrainer abgewiesen.

Gai, Hafning und Trofaiacher Peripherie  
stiefmütterlich behandelt

Durch die Fusion mit Gai und Haf-
ning gibt es für das Trofaiacher Ge-
meindebudget beträchtlich mehr 
Geld. Trotzdem gibt es dort Straßen, 
die in einem extrem schlechten Zu-
stand sind und Siedlungen ohne 
öffentliche Beleuchtung.

Straßen im ehemaligen Ge-
meindegebiet von Gai wurden 
gegen den Willen und zum Nach-
teil der Bewohner zu öffentlichen 
Interessentenwegen umgewandelt. 
Für Erhaltung und Haftung müssen  
die Anrainer nun selbst aufkom-
men. Diese Ungerechtigkeit hat die 

KPÖ im Gemeinderat aufgezeigt. Die Maßnahmen wurden 
dennoch von SPÖ, ÖVP, FPÖ und Grünen beschlossen.

Gleichzeitig sind Unsummen in Prestigeprojekte der 
Bürgermeisterpartei und in die sogenannte Innenstadtbe-
lebung und diverse Beraterfirmen geflossen, bisher ohne 
greifbare Erfolge.

S-Bahn für  
Trofaiach
Was in vie-
len Regionen 
der Steiermark 
längst verwirk-
licht wurde, 
verhindert die 
Trofaiacher SPÖ 
seit Jahren be-
harrlich. Jetzt 
will die SPÖ die 
Bahntrasse so 
umbauen, daß hier eine S-Bahn für alle Zukunft verhindert 
wird. Für die „Überlassung“ der Bahntrasse muß Trofaiach 
jährlich 17.000 Euro an das Land zahlen, beim Kauf der 
Trasse noch einmal 425.000 Euro. So wurde unser Bürger-
meister von Landesrat Lang über den Tisch gezogen. Da hat 
die KPÖ nicht mitgemacht. 

Geschäfte zum Nachteil der Gemeinde
Die Gemeinde hat die Liegewiese für das Freibad von 

drei regionalen Unternehmern zu einem extrem überteu-
erten Preis erworben. Dem Gemeinderat wurde ein fragwür-
diges Gefälligkeitsgutachten vorgelegt, das den Preis recht-
fertigten sollte. Als erschütternde Draufgabe verpflichtete 
sich die Gemeinde, den Kaufvertrag im Nachhinein auch 
dann nicht anzufechten, sollte sich der Preis als überhöht 
herausstellen. Das hat die KPÖ aufgezeigt. 

Auch die Neue Musikschule kam dem Trofaiacher Steu-
erzahler teuer zu stehen. Erst durch den Abschluß eines für 
die Gemeinde nachteiligen Mietvertrages stieg der Wert der 
Immobilie enorm. Nur so konnte der Eigentümer das Ge-

bäude um 
1,4 Milli-
onen Eu-
ro an die 
Gemeinde 
verkaufen. 
Aufs Neue 
w u r d e n 
die Ge-
m e i n d e 
und damit 
der Steu-
e r z a h l e r 
über den 
Tisch ge-
zogen.
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…daß die neue Bundes-
regierung die Einkom-
mensgrenzen für die 
Rot-Weiß-Rot Karte 
deutlich senken will, um aus 
Drittländern nun auch un-
gelernte Arbeitskräfte zum 
Zwecke des Sozialdumpings 
nach Österreich zu holen. 
Und das bei 32.000 Asylbe-
rechtigten in unserem Land 
die keinen Job haben.

…daß sich angesichts 
der Coronavirus-Epidemie 

der Wahnsinn der neoli-
beralen Globalisierung 
auch dem fanatischsten Glo-
balisierungsverfechter offen-
baren sollte. Nicht nur in der 
Medikamentenproduktion 
wurde aus puren Profitgrün-
den der Großteil der Wirk-
stoffproduktion nach Indien 
und China verlagert und so-
mit bei einer Unterbrechung 
der Produktionsketten man-
che lebenswichtigen Medika-
mente oft wochenlang nicht 
vorrätig sind. 

Was uns ein- und auffällt... 

Billigere Kinderkrippen
Viele Eltern können sich die Kinderkrippen nicht leisten. Bis 
zu 334 Euro für eine ganztägige Betreuung sind viel zu teu-
er. Selbst mit einem kleinen Einkommen zahlt man immer 
noch 177 Euro. Die KPÖ hat ein sozial gestaffeltes Gebüh-
renmodell, das den Namen verdient, gefordert. Der KPÖ-
Antrag wurde von SPÖ, ÖVP, FPÖ und Grünen abgelehnt.

So wird Geld beim Fenster hinausgeschmissen
Während für viele 

wichtige Maßnahmen 
angeblich kein Geld vor-
handen ist, schüttete die 
Bürgermeisterpartei für 
fragwürdige Dinge das 
Füllhorn aus, als gäbe es 
kein Morgen. Zehntau-
sende Euro werden Jahr 
für Jahr für sinnlose Akti-
onen verschwendet. Für 
fragwürdige Bodenmar-
kierungen, für Logos die 
keiner braucht, für Image-
Werbefilme, für ein Bera-
terunwesen und ähnliche 
Vorhaben. 

Freibad länger offen
Früher schloß das Freibad immer mit Ende  August seine 
Pforten. Auf Antrag der KPÖ bleibt es nun bis Schulbeginn 
offen. 

Eltern zahlen weniger
Die Elternbeiträge für die Nachmittagsbetreuung in den 
Volksschulen Gai und Trofaiach waren sehr hoch. Auf Initi-
ative der KPÖ wurden sie verbilligt.

Lewaldstraße und Krumpenstraße endlich saniert
Die desolate Lewaldstraße wurde nach permanentem Drän-
gen der KPÖ generalsaniert, ebenso die Krumpenstraße. Auf 
unseren Druck hin gibt es eine Beleuchtung am Radweg Gla-
den und in der Benediktahofgasse.  Auch das Biotop in der 
Kehrgasse wurde auf unsere Initiative hin komplett saniert. 
Die KPÖ hat sich dafür eingesetzt, daß die Tür zum Ärzte-
zentrum in der Kehrgasse durch eine elektrische, für ältere 
und behinderte Menschen leichter zu öffnende Eingangstü-
re ersetzt wurde. Beim Busterminal wird das von uns gefor-
derte WC nun errichtet. 

 Kommentar

Für viele Arbeiter wird die 
Arbeitswelt immer mehr 

zu einer Antreiberei. Die 
Deregulierung des Arbeits-
marktes führt zunehmend 
zu höherem Arbeitsdruck 
und ungeschützten Arbeits-
verhältnissen von immer 
mehr Beschäftigten. Gleich-
zeitig bleiben die Löhne ge-
rade bei den unteren und 
mittleren Einkommen seit 
Jahren hinter der steigenden 
Teuerung zurück. In vielen 
Betrieben gibt es nicht ein-
mal einen Betriebsrat. Auch 
die Leiharbeitsverhältnisse 
sind in den letzten Jahren 
sprunghaft angestiegen. Ge-
rade in diesem Bereich gibt 
es für die betroffenen Ar-
beiter oft große Nachteile, 
weil sich gerade auf diesem 
Sektor zahlreiche schwar-
ze Schafe bewegen, die die 
Rechte dieser Beschäftigten 
umgehen um möglichst ho-
he und schnellen Profite zu 
erwirtschaften. Und auch, 

um diese gegen die eigene 
Stammbelegschaft auszu-
spielen weil Leiharbeiter oft 
zu wesentlich schlechteren 
Bedingungen arbeiten müs-
sen.

Die große Politik leistet 
diesen Praktiken in der Ar-
beitswelt seit Jahren immer 
mehr Vorschub. Statt sozi-
ale und arbeitsrechtliche Be-
stimmungen zu verbessern, 
geschieht das Gegenteil. 
Unter dem Schlagwort der 
Konkurrenzfähigkeit wer-
den die Rechte der Beschäf-
tigten immer weiter abge-
baut: Stichwort 12-Stunden 
Arbeitstag bzw. 60-Stunden 
Woche. Da ist es wichtig, 
daß es eine politische Kraft 
gibt, die auf uns Arbeiter 
nicht vergißt. Deshalb kan-
didiere ich diesmal auf der 
Liste der KPÖ für den Ge-
meinderat.

Patrick Pirner,  
Betriebsrat 

Wer schaut 
auf uns 
Arbeiter?
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Für leistbares Wohnen!
Für niedrigere Gebühren!
Für Sie im Gemeinderat!

IN TROFAIACH:

UMFRAGE
Teure Kinderkrippe
Das sozial gestaffelte Gebüh-
renmodell für Kindergärten 
gilt leider nicht bei Kinder-
krippen. Das eigene Trofaia-
cher Modell ist alles andere 
als sozial. Auch Familien mit 
ganz geringen Einkommen 

zahlen monatlich für die 
Ganztageskrippe mindestens 
176,70 Euro im Monat. Die 
KPÖ wollte ein wirklich sozi-
ales Modell durchsetzen. Das 
wurde von allen anderen 
Parteien abgelehnt.

 ....................................................................................................

Name: ..........................................................................................

Adresse: .......................................................................................

Bitte ausschneiden und ein sen den an:

TROFAIACHER NACHRICHTEN
Pestalozzistraße 93, 8700 Leoben oder Fax: 038 42/27 4 17

Sagen Sie uns Ihre Meinung!
Unter den Einsendungen werden Buchpreise ver lost.

Weitere Vorschläge und Meinungen

JA NEIN

Soziales Gebührenmodell 

für Kinderkrippen?

Ich fi nde die Kinderkrippen -
gebühren sollten billiger sein.

� Es ist dringend nötig, 
das kurz vor der Landtags-
wahl überhastet beschlos-
sene Raumordnungsgesetz 
zu überarbeiten. KPÖ-LAbg. 
Werner Murgg erneuerte 
im Landtag daher die For-
derung der KPÖ, dem Zu-
betonieren von Grünraum 
einen gesetzlichen Riegel 
vorzuschieben.

Die Entwicklung von 
Siedlungen „auf der grünen 
Wiese“ ist leider nach wie 
vor möglich. Die Anzahl 
brachliegender Gebäude 
nimmt zu und immer mehr 
Ortskerne veröden. Eine 
zerstreute Siedlungsstruk-
tur erhöht nicht nur die 
Kosten der Gemeinden für 
die Anbindung an die ört-
liche Infrastruktur, sondern 
führt zu starker Abhängig-
keit vom Auto: Der Weg 
ins nächste Geschäft, in die 
Arbeit und zur Schule, zum 
Arzt und zum Bahnhof sind 
sonst kaum noch möglich. 
Das Bauen von Einkaufs- 
und Fachmarktzentren 
außerhalb der Ortszentren 
verstärkt die Problematik.

Wir brauchen ein Gesetz 
gegen Flächenfraß und 
Zubetonierung der 
Landschaft
Flächenverbrauch und Bodenversiegelung sind ein mas-
sives Problem in der Steiermark. KPÖ-Abgeordneter 
Werner Murgg fordert wirksames Gesetz.

Täglich verschwindet in 
der Steiermark die Fläche 
von drei Fußballplätzen 
unter Beton. Gleichzeitig 
stehen in Österreich 50.000 
Wohn- und Geschäftsim-
mobilien leer. Ein wesentli-
cher „Flächenfresser“ sind 
Einkaufszentren. Österreich 
weist mittlerweile eine re-
kordverdächtig hohe Dich-
te an Einkaufs- und Fach-
marktzentren auf. Für Park-
plätze wird Boden großfl ä-
chig versiegelt. Werden Hal-
len und Gewerbeanlagen 
nicht mehr genutzt, bleiben 
sie einfach stehen.

Die KPÖ hat im Land-
tag konkrete Vorschläge 
gemacht, wie diese ver-
hängnisvolle Entwicklung 
gestoppt werden kann. 
SPÖ und ÖVP lehnen bis 
jetzt aber jede Änderung 
im Interesse der Umwelt 
ab. Trotzdem wird kein 
Weg an einer Neuregelung 
der Raumordnung vorbei-
führen, wenn unsere Land-
schaft in Zukunft noch 
wiedererkennbar sein soll.


